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änderungen in Ost- und Westdeutschland seit
1990 parallel verlaufen. Das lässt vermuten,
dass die Bürger in Ost und West in ihrer Be-
wertung ähnlich reagieren.
Der Vergleich mit anderen europäischen Län-
dern bietet einen Bezugsrahmen, um Niveau
und Entwicklung der Demokratiezufriedenheit
in Deutschland beurteilen zu können. Gegen-
über dem europäischen Durchschnitt1 zeigt
sich, dass das hohe Niveau der Demokratiezu-
friedenheit in Westdeutschland seit der Verei-
nigung weitgehend abgeschmolzen ist. Wäh-
rend Westdeutschland vor 1990 im Schnitt 25
Prozentpunkte über dem EU-Niveau lag, sind
es danach nur noch 10 Prozentpunkte. Gleich-
zeitig liegt das Niveau in Ostdeutschland deut-
lich unter dem EU-Durchschnitt, und die Dif-
ferenz hat sich von anfänglich 15 auf nun 25
Prozentpunkte vergrößert. Die Veränderung der
relativen Positionen kommt zustande, weil die
Demokratiezufriedenheit in beiden Teilen
Deutschlands zurückgegangen ist, während sie
in der EU in der ersten Hälfte der 1990er Jah-
re leicht gesunken und nach 1999 ein außer-
gewöhnlich hohes Niveau erreicht hat. Dem
leichten Rückgang im EU-Durchschnitt in den
letzten zwei Jahren (2002-2004) steht ein deut-
liches Absinken der Demokratiezufriedenheit
in beiden Teilen Deutschlands gegenüber. Der
Durchschnitt der zehn Neumitglieder, die 2004
beigetreten sind, zeigt für die vergangenen
zwei Jahre, für die vergleichbare Daten zur
Verfügung stehen, ebenfalls eine fallende Ten-
denz.
Demokratiezufriedenheit in Deutschland
stärker gefallen als in Europa
Bereits der Vergleich mit dem EU-Durchschnitt
zeigt, dass der Abwärtstrend in der Demokra-
tiezufriedenheit der letzten beiden Jahre in
Deutschland nicht einer allgemeinen europäi-
schen Entwicklung entspricht, sondern sich
deutlich davon abhebt. Wie dramatisch sich die
deutsche Entwicklung darstellt, wird deutlich,
wenn man die Entwicklung der Demokratie-
Demokratiezufriedenheit
in Deutschland sinkt unter
EU-Niveau
Eine europäisch-vergleichende Analyse
Die Demokratiezufriedenheit der Deutschen ist in den vergangenen Jahren messbar zu-
rückgegangen. Nachdem das Niveau jahrzehntelang über dem jeweiligen EU-Durchschnitt
lag, fällt es nun darunter. Angesichts von Wirtschaftskrise, Arbeitslosigkeit und Einschnit-
ten bei den Sozialsystemen entsteht eine Unzufriedenheit mit dem Funktionieren der De-
mokratie, die sich insbesondere in Ostdeutschland in Protesten und der Wahl rechtsextre-
mer Parteien niederschlägt. Um die Entwicklung der Demokratiezufriedenheit in Deutsch-
land besser beurteilen zu können, wird sie im europäischen Kontext betrachtet: Handelt es
sich um einen allgemeinen Trend oder eine spezifisch deutsche Entwicklung? Nachgegan-
gen wird weiterhin der Frage, ob die wachsende Unzufriedenheit mit der Demokratie in
Deutschland in verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen unterschiedlich stark ausge-
prägt ist und welche Ursachen dafür verantwortlich gemacht werden können. Als Daten-
basis für die Analysen dienen Eurobarometer-Umfragen von Herbst 2002 bis Frühjahr
2004.
In der Politikwissenschaft werden verschie-
dene Ebenen eines demokratischen Systems
unterschieden, die durch den Bürger beurteilt
werden. Die konkreteste Bewertung bezieht
sich auf die Tagespolitik, d.h. die Politiker, die
Parteien und ihre Politik, mit denen die Bür-
ger mehr oder weniger zufrieden sein können.
Eine allgemeinere Bewertung des demokrati-
schen Systems fasst das Regierungssystem ins
Auge, das die Regeln für die Regierungsbil-
dung und die Repräsentation der Bürger fest-
legt. Diese wird normalerweise wenig von der
Bewertung der Tagespolitik beeinflusst. Wenn
jedoch durch lang andauernde Unzufrieden-
heit mit Parteien und Politikern der Eindruck
entsteht, dass auch durch Wahlen keine Ver-
besserung erreicht wird, kann dies negative
Auswirkungen auf die Bewertung des Regie-
rungssystems haben. Sind die Bürger mit dem
Regierungssystem grundsätzlich unzufrieden,
kann dies zur Wahl systemfeindlicher Partei-
en und im Extremfall zur Ablehnung der de-
mokratischen Regierungsform insgesamt füh-
ren. Demokratiezufriedenheit kann somit ein
Reservoir von Legitimität darstellen, das die
Loyalität der Bürger zum politischen System
auch in Krisenzeiten sichert (Easton 1975).
Demokratiezufriedenheit in Westdeutsch-
land seit der Vereinigung gesunken
Die Demokratiezufriedenheit wird gemessen
mit der Frage, wie zufrieden die Bürger mit
dem Funktionieren der Demokratie in ihrem
Land sind (Norris 1999: 11). In Westdeutsch-
land war sie über anderthalb Jahrzehnte hin-
weg sehr stabil: gut drei Viertel der Bürger
waren zwischen 1976 und 1990 „sehr zufrie-
den“ oder „ziemlich zufrieden“ mit dem Funk-
tionieren der Demokratie in Deutschland (Gra-
fik 1). Seit 1990 allerdings ist in Westdeutsch-
land ein Absinken im Niveau der Demokra-
tiezufriedenheit zu beobachten sowie das Auf-
treten deutlich stärkerer Schwankungen. Der
niedrigste Stand der Demokratiezufriedenheit
wurde 1997 erreicht, dem letzten Jahr der Re-
gierung Kohl. Doch auch nach dem Regie-
rungswechsel erholt sich die Demokratiezu-
friedenheit in Westdeutschland nur teilweise.
In den Jahren 2002-2004 zeigt sich erneut ein
deutlicher Abwärtstrend.
In Ostdeutschland ist insgesamt ein niedrige-
res Niveau der Demokratiezufriedenheit zu be-
obachten. Dies ist angesichts der kürzeren de-
mokratischen Geschichte nicht verwunderlich.
Auch in Westdeutschland hat die Demokra-
tiezufriedenheit nach dem Krieg erst langsam,
unterstützt durch das Wirtschaftswunder, das
hohe Niveau der 70er und 80er Jahre erreicht.
Die Differenz zwischen Ost- und Westdeutsch-
land variiert zwischen 20 und 30 Prozentpunk-
ten. Bemerkenswert ist jedoch, dass die Ver-
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Grafik 1: Demokratiezufriedenheit in Deutschland und Europa
Indikator: „Sind Sie mit der Art und Weise, wie die Demokratie in [Land] funktioniert, alles in allem
sehr zufrieden, ziemlich zufrieden, nicht sehr zufrieden oder überhaupt nicht zufrieden?“ Darge-
stellt sind Prozentanteile „Sehr zufrieden“ und „ziemlich zufrieden“.
Datenbasis: The Mannheim Eurobarometer Trend File 1970-1999, Eurobarometer 2000-2004
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zufriedenheit in Deutschland mit den Verände-
rungen in den einzelnen Ländern Europas ver-
gleicht. Dabei stellt sich die Frage, welche Ver-
gleichsmaßstäbe für Ost- und Westdeutschland
angemessen sind. Westdeutschland wird übli-
cherweise im Kontext der westeuropäischen
EU-Länder betrachtet, wo eine vergleichbare
Wirtschafts- und Sozialstruktur vorherrschen. In
Ostdeutschland hingegen ist nicht nur der Zeit-
raum demokratischer Herrschaft deutlich kür-
zer. Zudem hat 40 Jahre kommunistische Herr-
schaft andere wirtschaftliche und soziale Bedin-
gungen geschaffen, die gegenwärtig einem tief-
greifenden Umstrukturierungsprozess unterwor-
fen sind. In dieser Hinsicht ist Ostdeutschland
den mittel- und osteuropäischen Ländern ähn-
licher als den westeuropäischen Ländern. Eine
europäisch-vergleichende Analyse sollte daher
mit Blick auf Ostdeutschland nicht nur die west-
lichen, sondern auch die mittel- und osteuro-
päischen Länder einbeziehen.
Tabelle 1 zeigt für alle Länder die Anteile der-
jenigen, die mit dem Funktionieren der Demo-
kratie in ihrem Land „sehr zufrieden“ oder
„ziemlich zufrieden“ sind, sowie die Verände-
rung innerhalb dieses Zeitraums. Die Länder
sind gruppiert in die bisherigen 15 EU-Länder,
die zehn 2004 beigetretenen Neumitglieder und
drei weitere Kandidatenländer. Innerhalb der EU
wird die höchste Demokratiezufriedenheit in
den skandinavischen Ländern und in Luxem-
burg gemessen. Hier sind die Zufriedenheitsra-
ten weiter gestiegen. Die geringste Demokra-
tiezufriedenheit hingegen besteht in Südeuro-
pa, wo (außer in Griechenland) auch ein leich-
ter Rückgang zu verzeichnen ist. Somit nimmt
die Spanne innerhalb der EU-Länder insgesamt
zu. Eine zunehmende Spreizung zwischen höch-
sten und niedrigsten Zufriedenheitsraten zeigt
sich auch unter den Neumitgliedern und Kan-
didatenländern. Sie ist bedingt durch erhebli-
che Zufriedenheitsgewinne in den Mittelmeer-
ländern (Malta, Zypern und Türkei) auf der ei-
nen und Verluste in den mittel- und osteuropäi-
schen Ländern (insbesondere Ungarn, Polen und
Rumänien) auf der anderen Seite.
Im westeuropäischen Rahmen hebt sich der
Rückgang der Demokratiezufriedenheit in
Westdeutschland von der Entwicklung der üb-
rigen Länder deutlich ab. Gemessen am Ver-
lust in Prozentpunkten ist dies der stärkste ab-
solute Rückgang überhaupt in diesem Zeit-
raum. Im Frühjahr 2004 sind nur noch Fran-
zosen, Italiener und Portugiesen weniger zu-
frieden mit dem Funktionieren ihrer Demokra-
tie als die Westdeutschen. Die Demokratiezu-
friedenheit der Ostdeutschen liegt erwartungs-
gemäß im unteren Feld der EU-15-Länder und
nimmt im Frühjahr 2004 gar den letzten Platz
ein. Doch auch im Vergleich mit den mittel-
und osteuropäischen Ländern ist der starke
Rückgang der Demokratiezufriedenheit in Ost-
deutschland auffällig. Im Frühjahr 2004 sind
unter den Neumitgliedern nur in der Slowakei
und in Polen noch weniger Bürger mit dem
Funktionieren ihrer Demokratie zufrieden so-
wie unter den Beitrittskandidaten in Bulgari-
en und Rumänien.
Unzufriedenheit zieht sich durch alle
Bevölkerungsgruppen
Der Rückgang der Demokratiezufriedenheit
der letzten zwei Jahre in Deutschland folgt
damit keinem allgemeinen europäischen
Trend. Im Gegenteil fallen die Zufriedenheits-
verluste hierzulande im europäischen Ver-
gleich außergewöhnlich stark aus und stehen
teilweise sogar im Widerspruch zu den in den
anderen Ländern beobachteten Entwicklun-
gen. Somit handelt es sich hierbei um ein spe-
zifisch deutsches Phänomen, das näherer Be-
trachtung bedarf. Zunächst stellt sich die Fra-
ge, ob bestimmte Bevölkerungsgruppen in
Deutschland besonders unzufrieden mit dem
Funktionieren der Demokratie sind oder ob es
sich hierbei um eine gesamtgesellschaftliche
Erscheinung handelt. Tabelle 2 zeigt die An-
teile derjenigen, die „nicht sehr zufrieden“ oder
„überhaupt nicht zufrieden“ sind, für ausge-
wählte gesellschaftliche Untergruppen. Abge-
sehen von dem Niveauunterschied zwischen
Ost und West ergeben sich dabei nur wenige
signifikante Subgruppenunterschiede.
In Westdeutschland zeigen sich die Frauen
unzufriedener als die Männer. In Ostdeutsch-
land ist insbesondere die jüngste Altersgrup-
pe signifikant weniger unzufrieden als die üb-
rigen Altersgruppen. Damit widerspricht die-
ses Ergebnis Befürchtungen, dass es gerade die
nachwachsenden Generationen sind, die sich
vom demokratischen Regierungssystem ab-
wenden. Zudem weisen auch diejenigen, die
sich noch in der Ausbildung befinden, eine
geringere Unzufriedenheit auf. Daraus kann
man den Schluss ziehen, dass sich die Demo-
kratiezufriedenheit in Ostdeutschland noch in
der Entwicklung befindet und sich die Niveau-
unterschiede zwischen Ost und West auf län-
gere Sicht angleichen können. Generell ist je-
Tabelle 1: Zufriedenheit mit der nationalen Demokratie
Herbst Frühjahr Herbst Frühjahr Differenz
2002 2003 2003 2004 2002-04
% % % %
Europäische Union
Dänemark 88 91 90 91 +3
Luxemburg 78 80 74 80 +2
Finnland 71 77 71 77 +6
Schweden 76 75 73 74 -2
Irland 69 66 69 70 +1
Spanien 70 58 70 65 -5
Niederlande 66 70 59 65 -1
Österreich 72 65 66 64 -8
Griechenland 53 49 54 64 +11
Belgien 70 65 58 62 -8
Vereinigtes Königreich 60 60 58 58 -2
Westdeutschland 71 66 57 56 -15
Frankreich 59 68 55 55 -4
Deutschland 66 59 53 51 -15
Italien 34 38 34 35 +1
Portugal 35 43 34 31 -4
Ostdeutschland 44 32 35 28 -16
EU-15-Durchschnitt 59 58 54 54 -5
Neumitglieder
Zypern 62 77 75 77 +15
Malta 50 62 65 58 +8
Tschechische Republik 46 44 43 44 -2
Slowenien 47 50 53 44 -3
Lettland 39 39 43 38 -1
Estland 34 36 35 32 -2
Ungarn 42 43 33 32 -10
Litauen 40 38 40 32 -8
Slowakei 20 24 18 20 0
Polen 29 24 24 16 -13
Durchschnitt Neumitgl. 33 31 29 24 -9
Kandidatenländer
Türkei 16 38 35 51 +35
Bulgarien 18 16 23 19 +1
Rumänien 30 23 21 18 -12
Indikator: „Sind Sie mit der Art und Weise, wie die Demokratie in [Land] funktioniert, alles in allem
sehr zufrieden, ziemlich zufrieden, nicht sehr zufrieden oder überhaupt nicht zufrieden?“ Darge-
stellt sind Prozentanteile „Sehr zufrieden“ und „ziemlich zufrieden“.
Datenbasis: Standard Eurobarometer 58.1, 59.1, 60.1 und 61; Candidate Countries Eurobarometer
2002.2, 2003.2, 2003.4 und 2004.1
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doch festzustellen, dass sich keine der Grup-
pen durch besonders ausgeprägte Unzufrieden-
heit auszeichnet. Die geringen Unterschiede
zwischen den betrachteten gesellschaftlichen
Gruppen deuten somit darauf hin, dass sich die
niedrige Demokratiezufriedenheit in Deutsch-
land durch alle gesellschaftlichen Gruppen
zieht und als generelles Problem betrachtet
werden muss.
Fragt man nach den Ursachen für Zufrieden-
heit oder Unzufriedenheit mit dem Funktio-
nieren der Demokratie, werden in der kompa-
rativen Forschung zwei Begründungen ange-
führt, eine politische und eine ökonomische
(vgl. Hofferbert/Klingemann 1999). Die poli-
tische Begründung verweist auf das schlechte
Ansehen von Politikern und Parteien in der Ge-
sellschaft, das sich auch nach dem letzten Re-
gierungswechsel nicht verbessert hat. Die öko-
nomische Begründung leitet die Unzufrieden-
heit aus der wirtschaftlichen Verunsicherung
der Bevölkerung her, die zunächst die Ostdeut-
schen, aber in zunehmenden Maße auch die
Westdeutschen befällt. Abschließend soll da-
her die Bedeutung der politischen und ökono-
mischen Faktoren für die Demokratiezufrie-
denheit untersucht werden. Deutschland wird
hier erneut mit anderen europäischen Ländern
verglichen, um festzustellen, ob und wie sich
die Einflüsse der politischen oder ökonomi-
schen Faktoren auf die Demokratiezufrieden-
heit unterscheiden.
Persönliche wirtschaftliche Lage nur im
Osten relevant
Die Eurobarometerumfrage vom Herbst 2003
enthält Indikatoren, die es erlauben, dieser Fra-
ge nachzugehen. Der politische Faktor wird
anhand des Vertrauens in demokratische In-
stitutionen untersucht. Wie eingangs erwähnt,
kann das Ausmaß des Vertrauens in die demo-
kratischen Institutionen einen Einfluss auf die
Demokratiezufriedenheit haben. Hier werden
zwei Gruppen von Institutionen unterschieden.
Die erste Gruppe sind die politischen Institu-
tionen, repräsentiert durch Parteien, Parlament
und Regierung, die den politischen Prozess
gestalten. Die zweite Gruppe sind die Si-
cherheitsorgane (Justiz und Polizei), die Ord-
nung und Sicherheit gewährleisten und zu-
gleich Menschen- und Bürgerrechte achten
sollen. Das Ausmaß des Vertrauens in beide
Arten von Institutionen sollte sich in der Zu-
friedenheit mit dem Funktionieren der Demo-
kratie äußern.
Der ökonomische Faktor wird anhand der Er-
wartungen hinsichtlich der ökonomischen Ent-
wicklung für das kommende Jahr (2004) ana-
lysiert. Hier wird unterschieden zwischen Er-
wartungen zur gesamtwirtschaftlichen Situati-
on und zur persönlichen wirtschaftlichen Lage.
Bisweilen wird argumentiert, dass sich der wirt-
schaftliche Pessimismus der Deutschen vor-
nehmlich auf die Gesamtwirtschaft bezieht,
während die persönliche wirtschaftliche Situa-
tion vergleichsweise positiv beurteilt wird. So-
lange die persönliche Situation optimistisch
gesehen wird, so das Argument, ist die Gefahr
für die Demokratiezufriedenheit begrenzt. Um
dies zu überprüfen, werden beide ökonomische
Beurteilungen in die Analyse einbezogen2.
Der Einfluss von Institutionenvertrauen und
wirtschaftlichen Erwartungen auf die Demo-
kratiezufriedenheit wird anhand von Regres-
sionen für alle europäischen Länder ermittelt.
Tabelle 3 stellt dar, welche Effekte diese Va-
riablen in den verschiedenen Ländern haben,
wobei die Länder nach zunehmender Bedeu-
tung der wirtschaftlichen Faktoren geordnet
sind. Betrachtet man zunächst das Muster der
Erklärungsfaktoren allgemein, zeigt sich ein
höheres Gewicht politischer Faktoren in West-
europa und eine größere Bedeutung ökonomi-
scher Faktoren – und hier insbesondere der
persönlichen wirtschaftlichen Lage – in Mit-
tel- und Osteuropa. In den Transformations-
ländern hat die erwartete wirtschaftliche Ent-
wicklung häufig eine größere Bedeutung für
die Demokratiezufriedenheit als die Vertrau-
enswürdigkeit der demokratischen Institutio-
nen (vgl. Delhey/Tobsch 2000). In den etablier-
ten westlichen Demokratien ist die wirtschaft-
liche Lage nicht unwichtig, doch haben zu-
meist politische Faktoren das höhere Gewicht.
Der Vergleich zwischen Ost- und Westdeutsch-
land entspricht dem europäischen Bild. Bemer-
kenswert ist der Einfluss der persönlichen wirt-
schaftlichen Lage auf die Demokratiezufrie-
denheit in Ostdeutschland. Ein ähnlicher Ef-
fekt ist für Westdeutschland nicht nachzuwei-
sen. In beiden Teilen Deutschlands haben hin-
gegen die Erwartungen hinsichtlich der ge-
samtwirtschaftlichen Situation eine große Be-
deutung für die Zufriedenheit mit der Demo-
kratie. Die pessimistische Beurteilung der wirt-
schaftlichen Entwicklung und der Rückgang
der Demokratiezufriedenheit hängen offenbar
eng zusammen. Verständlich wird aber auch,
warum z.B. die Ablehnung von Hartz IV ge-
rade in Ostdeutschland zu Demonstrationen
und Protestwahlverhalten führte. Da hier die
Ängste um die persönliche wirtschaftliche
Lage in die Beurteilung des demokratischen
Systems eingehen, führen sie auch zu system-
kritischem politischen Verhalten.
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die
Demokratiezufriedenheit in Deutschland deut-
lich stärker zurückgegangen ist als in allen an-
deren Ländern Europas. Die zunehmende Un-
zufriedenheit in beiden Teilen Deutschlands ist
dabei ein gesamtgesellschaftliches Phänomen.
Das niedrigere Niveau in Ostdeutschland ist
weitgehend durch die kürzere demokratische
Geschichte erklärbar, wobei sich Anzeichen fin-
den lassen, dass jüngere Generationen (insbe-
sondere wenn sie höhere Ausbildung genießen)
ein höheres Maß an Demokratiezufriedenheit
ausbilden als die Generationen, die in der DDR
sozialisiert wurden. In ganz Deutschland leidet
die Demokratiezufriedenheit unter dem ausge-
prägten wirtschaftlichen Pessimismus in der
Tabelle 2: Unzufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in West- und
Ostdeutschland 2003
Westdeutschland Ostdeutschland
% %
Gesamt 41 65
Geschlecht
Männer 38 66
Frauen 44 64
Alter
16-34 Jahre 41 57
35-59 Jahre 44 69
60 Jahre und älter 38 68
Bildung a
Niedrig 41 69
Mittel 43 66
Hoch 38 66
In Ausbildung 32 50
Beschäftigung
Abhängig beschäftigt 39 62
Selbständig 47 63
Ohne Beschäftigung 45 66
Rentner 39 67
Ideologische Position b
Links 33 67
Mitte 38 62
Rechts 42 60
Indikator: „Sind Sie mit der Art und Weise, wie die Demokratie in [Land] funktioniert, alles in allem
sehr zufrieden, ziemlich zufrieden, nicht sehr zufrieden oder überhaupt nicht zufrieden?“ Dargestellt
sind Prozentanteile „Nicht sehr zufrieden“ und „überhaupt nicht zufrieden“.
a) Bildungsniveau errechnet auf Basis des Lebensalters, zu dem die Ausbildung abgeschlossen
wurde: niedrig = bis 15 Jahre, mittel = 16-19 Jahre, hoch = 20 Jahre und älter.
b) Ideologische Position erfragt auf einer Skala von 1 bis 10: Links = 1-4, Mitte = 5-6, Rechts = 7-10.
Datenbasis: Standard Eurobarometer 60.1.
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Bevölkerung. Es steht zu erwarten, dass erst ein
umfassender Wirtschaftsaufschwung zu einer
durchgreifenden Verbesserung der Demokratie-
zufriedenheit führen wird. Die dazu erforderli-
chen Reformen stellen jedoch insbesondere in
Ostdeutschland eine Gefahr für die Unterstüt-
zung der Demokratie dar, wenn sie die persön-
liche wirtschaftliche Lage der Bürger als bedroht
erscheinen lassen.
1 Der EU-Durchschnitt umfasst 9 Mitglieds-
länder für 1976-1984, 12 Mitgliedsländer
für 1985-1994 und 15 Mitgliedsländer für
1995-2004. Die Änderung der Länder-
zusammensetzung hat keinen Einfluss auf
die Höhe des EU-Durchschnitts.
2 Die Unterscheidung der demokratischen
Institutionen in politische Institutionen und
Sicherheitsorgane sowie die Unterschei-
dung der wirtschaftlichen Erwartungen
hinsichtlich Gesamtwirtschaft und persön-
liche wirtschaftliche Lage ist für die unter-
suchten Länder faktoranalytisch belegt.
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Tabelle 3: Determinanten der Demokratiezufriedenheit
(signifikante unstandardisierte Regressionskoeffizienten)
Vertrauen Vertrauen Erwartung Erwartung
in politische in Sicherheits- Wirtschaft persönliche
Institutionen organe Lage
Finnland .15** .20**
Niederlande .23** .12** .06
Belgien .24** .05
Frankreich .20** .10**
Schweden .17** .13** .10**
Luxemburg .13** .12**
Irland .15** .12**
Österreich .16** .08** .07
Deutschland West .10** .18** .15**
Dänemark .10** .16** .06*
Portugal .14** .10** .11**
Deutschland Ost .18** .12** .11** .12**
Vereinigtes Königreich .09** .14** .10**
Italien .12** .14** .18**
Spanien .09** .09** .11**
Griechenland .11** .11** .08* .11**
Zypern .21** .10*
Estland .15** .07** .09* .11*
Ungarn .13** .05* .08* .10*
Malta .17** .06 .10* .15**
Slowakei .11** .09** .16**
Slowenien .09** .04 .17**
Polen .07 .06* .13**
Tschechische Republik .13** .09** .13** .15**
Lettland .17** .20** .15**
Litauen .11** .17** .17**
Türkei .08* .09** .07
Rumänien .13** .08* .09*
Bulgarien .15** .14** .16**
* = signifikant p<.01, ** signifikant p<.001
Vertrauen in politische Institutionen: Index aus Vertrauen in Regierung, Parlament, politische
Parteien. Vertrauen in Sicherheitsorgane: Index aus Vertrauen in Polizei und Justiz. Erwartung
Wirtschaft: Index aus Erwartungen für das Jahr 2004 hinsichtlich wirtschaftliche Lage und Lage auf
dem Arbeitsmarkt im eigenen Land. Erwartung persönliche Lage: Index aus Erwartungen für das
Jahr 2004 hinsichtlich der finanziellen Situation des Haushalts und der persönlichen beruflichen
Situation. Alle Variablen standardisiert auf [0,1].
Datenbasis: Standard Eurobarometer 60.1 und Candidate Countries Eurobarometer 2003.4
Third International Quality-of-Life Conference:
Towards Quality-of-Life Improvement
14.-16. September 2005, Wroclaw, Polen
Die dritte internationale Konferenz der Qua-
lity-of-Life-Forschung zum Thema „To-
wards Quality of Life Improvement“ findet
im September 2005 in Wroclaw, Polen, statt.
Sie wird gemeinsam vom Department of Sta-
tistics der Wroclaw Universität und der Öko-
nomischen Fakultät der La Sapienza Univer-
sität in Rom organisiert und von der „Inter-
national Society of Quality-of-Life Studies
(ISQOLS)“ unterstützt. Die Konferenz soll den
Austausch zwischen Wissenschaftlern unter-
schiedlicher Disziplinen fördern, aber auch der
Festlegung zukünftiger Forschungsziele die-
nen. Eine Vielfalt unterschiedlicher Aspekte
der Quality-of-Life-Forschung werden berück-
sichtigt, von empirischen Ergebnissen bis zu
methodischen Fragestellungen.
Detaillierte Informationen sind im Internet
unter folgender Adresse zu finden:
http://statystyka.ae.wroc.pl/qol2005
Ansprechpartner ist:
Dr. Dariusz Biskup, Department of Statistics,
Wroclaw University of Economics, Koman-
dorska 118-120, 53-345 Wroclaw, Poland,
Telefon und Fax: +4871/3680-356, Email:
dariusz.biskup@ae.wroc.pl
